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ANFRAGE 
 
der Abgeordneten Dr. Dagmar Belakowitsch, Peter Wurm, Mag. Christian Ragger  
und weiterer Abgeordneter 
an den Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz 
betreffend Heimopferrenten Status September 2021  

 

Folgende OTS wurde am 12. September 2021 veröffentlicht:  

Volksanwalt Achitz: Steinhof-Heimopfer-Entschädigungen werden hoffentlich bald 

ausbezahlt 
 
Nach ORF-"Bürgeranwalt"-Sendung hat der „Wigev“ mit der Volksanwaltschaft 
eine entsprechende Vereinbarung abgeschlossen 
Wien (OTS) - Am Steinhof wurden viele Jahrzehnte lang Kinder und Jugendliche 
seelisch und körperlich gequält. Dass viele von ihnen noch immer keine 
Entschädigung erhalten haben, hat Volksanwalt Bernhard Achitz zuletzt im Jänner 
2021 in der ORF-Sendung "Bürgeranwalt“ kritisiert. Bald darauf hat sich der Wiener 
Gesundheitsverbund („Wigev“), Rechtsnachfolger der früheren Steinhof-Betreiber, in 
einer Vereinbarung mit der Volksanwaltschaft verpflichtet, wieder 
Entschädigungszahlungen aufzunehmen. "Einige Anspruchsberechtigte haben sich 
bereits bei der Volksanwaltschaft gemeldet. Ihre Daten haben wir dem „Wigev“ 
weitergegeben, und die Entschädigungen werden jetzt hoffentlich schnell ausbezahlt“, 
sagte Volksanwalt Bernhard Achitz in der Bürgeranwalt-Rubrik "Nachgefragt“ am 11. 
September. 
 
Kinder wurden seelisch und körperlich gequält 
Im Pavillon 15 des Psychiatrischen Krankenhauses am Steinhof wurden viele 
Jahrzehnte lang Kinder und Jugendliche seelisch und körperlich gequält. Die 
Lebensbedingungen waren bis in die 1980er-Jahre weit entfernt von 
menschenwürdigen Standards: rundum verschlossene Gitterbetten, Ruhigstellung mit 
Medikamenten, abgesperrte Wasserhähne, ... 

Länder sowie Heimträger haben sich entschlossen, an Betroffene Entschädigungen 
auszuzahlen und die Kosten für eine Psychotherapie zu übernehmen. Auch die 
Gemeinde Wien, zuständig für den Pavillon 15, schuf ein solches 
Entschädigungsprojekt. Der Haken: Die Betroffenen hatten nur wenige Jahre Zeit, sich 
zu melden und die Entschädigung zu beantragen. Im August 2018 war diese 
Möglichkeit vorbei. "Zu früh, denn man erreicht die früheren Insassinnen nicht über die 
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Medien, viele wussten nicht, dass sie eine Entschädigung bekommen können“, hatte 
Achitz kritisiert. Andere sind traumatisiert und brauchen länger Zeit, bis sie in der Lage 
sind, die Entschädigung zu beantragen. Volksanwalt Achitz: "Wann immer jemand 
draufkommt, dass sie oder er betroffen ist, es muss eine Möglichkeit geben, eine 
Entschädigung zu bekommen." 

Stichwort Heimopferrente 
Unabhängig von der Entschädigung, die vom Heimträger bzw. dessen 
Rechtsnachfolger bezahlt wird, haben Betroffene auch die Möglichkeit, eine 
Heimopferrente zu beantragen. Diese Geste der Anerkennung durch die Republik 
Österreich beträgt monatlich 337,30 Euro.  

Volksanwalt Achitz: Steinhof-Heimopfer-Entschädigungen werden hoffentlich bald 
ausbezahlt | Volksanwaltschaft, 12.09.2021 (ots.at) 

 

In diesem Zusammenhang richten die unterfertigten Abgeordneten an den 
Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz folgende  
 

 
ANFRAGE 

 

1) Wie viele Anspruchsberechtigte für eine Heimopferrente erhalten aktuell einen 
solchen Anerkennungsbetrag durch die Republik Österreich? 

2) Wie hat sich die Anzahl der Anspruchsberechtigten seit 2018, aufgeschlüsselt 
nach den einzelnen Jahren, entwickelt?  

3) Wie verteilten sich die Anspruchsberechtigten auf die einzelnen 
Bundesländer? 

4) Wie viele Betroffene der „Causa Steinhof“ erhalten derzeit eine 
Heimopferrente?  

5) In welchen Bereichen sehen Sie als Sozialminister einen Adaptierungsbedarf 
für die aktuell geltenden gesetzlichen Grundlagen, um wirklich alle Betroffenen 
zu erreichen?  
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